
 

                       Satzung des DENKMALFONDS SCHLESWIG-HOLSTEIN e.V.  

  

 

 

Präambel 
 

Der seit 1978 in das Vereinsregister eingetragene gemeinnützige bürgerschaftliche Verein „Denkmalfonds 
Schleswig-Holstein“ wird sich – bei Wahrung des bisherigen Zweckauftrages – einsetzen für eine  

Verbreitung des Denkmalschutzgedankens durch themenbezogene Kommunikationsarbeit, Publikationen, 

Vortrags- und Diskussionsveranstaltungen, Ausstellungen, Verleihung von Preisen, Durchführung von 

Exkursionen und Führungen zu und in Denkmalen sowie andere geeignete denkmalbezogene Aktivitäten. 

Er unterstützt und fördert Initiativen für die Rettung, Erhaltung und Sichtbarmachung historischer 

Kulturdenkmale in Schleswig-Holstein, unter anderem durch Zusammenarbeit mit Personen und 

Institutionen, die ähnliche Ziele verfolgen, sowie durch Einwerbung und Bereitstellung finanzieller Mittel. 

Ferner durch sachverständige Stellungnahmen bei verantwortlichen Ämtern und Denkmalstellen. 

 

I. Zweck, Name und Sitz des Vereins  

§ 1  

Der Verein führt den Namen „Denkmalfonds Schleswig-Holstein e.V.“ und dient im Sinne der §§ 51ff. der 

Abgabenordnung (AO) laut § 52 Abs. 2 Punkt 6 der Förderung des Denkmalschutzes und der 

Denkmalpflege in Schleswig-Holstein (ohne den Bereich der archäologischen Denkmalpflege).   

Der Denkmalfonds Schleswig-Holstein e.V. hat seinen Sitz in Kiel. Er ist seit 1978 in das Vereinsregister 

Kiel eingetragen unter VR 2616 KI.  

§ 2  

Der Denkmalfonds Schleswig-Holstein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 

Sinne des Abschnittes "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Der Denkmalfonds Schleswig-

Holstein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Vereins 

dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine 

Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die zum Zweck der 

Gesellschaft fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§ 3  

Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr.  

 

II. Mitgliedschaft 

§ 4 

Mitglied des Vereins können jede natürliche oder juristische Person wie Firmen, Vereinigungen und 

Körperschaften werden, die die Ziele des Vereins unterstützen.  

Mitglied des Vereins können auch nicht rechtsfähige Vereine, Institutionen oder Gesellschaften werden, 

falls durch ihre Mitgliedschaft eine Förderung des Vereinszwecks zu erwarten ist. Der Vorstand entscheidet 

über Aufnahmeanträge nach freiem Ermessen. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder 

Tod; bei juristischen Personen durch Erlöschen bzw. Austritt oder Ausschluss. Der Austritt (Kündigung) ist 

nur zum Ende des Geschäftsjahres möglich und dem Vorstand schriftlich mindestens einen Monat vor 

Ablauf des Kalenderjahres anzuzeigen. Der Ausschluss ist zulässig, wenn ein Mitglied gegen die Ziele des 

Vereins verstößt oder wenn sein Verhalten eine Schädigung des öffentlichen Ansehens des Vereins 

befürchten lässt. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand nach Anhörung des Betroffenen.  

§ 5  

Wer die Zwecke des Vereins in hervorragender Weise gefördert hat, kann zum Ehrenmitglied ernannt 

 



werden. Besondere Rechte oder Ansprüche entstehen hieraus nicht. Die ordentliche 

Mitgliederversammlung beschließt in offener Wahl mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen über die 

Verleihung der Ehrenmitgliedschaft auf Vorschlag des Vorstandes. 

 

III. Beiträge 

§ 6  

Der Mitgliedsbeitrag wird von der ordentlichen Mitgliederversammlung auf Vorschlag des Vorstandes 

festgesetzt; dabei können unterschiedliche Beitragssätze für natürliche Personen, juristische Personen und 

Mitglieder nach § 5 festgelegt werden. Näheres regelt eine Beitragsordnung.  

 

IV. Organe und ihre Aufgaben 

§ 7  

Organe des Vereins sind:  

a) Vorstand  

b) Mitgliederversammlung  

§ 8 Vorstand  

Der Vorstand besteht aus dem/r Ersten Vorsitzenden, seinem/r Ersten und Zweiten Stellvertreter:in, 

einem/r Schriftführer:in und Schatzmeister:in.  

Er gibt sich eine Geschäftsordnung, in welcher auch Funktionen und Aufgaben festgelegt werden. Dieser 

Vorstand ist geschäftsführender Vorstand im Sinne des § 26 BGB. Zwei Mitglieder des Vorstandes 

vertreten im Sinne des § 26,2 BGB den Verein gerichtlich; in außergerichtlichen Fällen ist eine 

Einzelvertretungsberechtigung vorgesehen. Soweit infolge einer Auflage des Registergerichtes oder einer 

anderen Behörde eine Satzungsänderung erforderlich ist, ist der Vorstand befugt, diese zu beschließen. 

Mit der Wahrnehmung der laufenden Geschäfte sowie der Umsetzung von Beschlüssen des Vorstands 

und/oder der Mitgliederversammlung kann der Vorstand eine/n Geschäftsführer/in beauftragen und etwaige 

diesbezügliche Honorar- oder Werkverträge abschließen. Die Geschäftsführung soll bei den Sitzungen des 

Vorstandes anwesend sein. Sie verfügt über kein Stimmrecht, es sei denn, dass die Geschäftsführung 

durch ein Vorstandsmitglied ausgeübt wird. Von allen Sitzungen und Beschlüssen sind Protokolle 

anzulegen und mindestens für die Dauer von zehn Jahren zu archivieren. Der Vorstand bestimmt das 

Programm des Vereins und entscheidet über die Verwendung der Mittel. Der Vorstand kann seine 

Beschlüsse in Präsenz, im Rahmen einer online-Sitzung oder digital in Textform fassen.  

§ 9 Mitgliederversammlung 

Die ordentliche Mitgliederversammlung wählt den Vorstand in offener Wahl mit einfacher Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. Die Wahl des Vorstandes soll auf 

drei Jahre erfolgen. Unterschiedliche Laufzeiten einer Legislatur einzelner Vorstandsmitglieder sind 

möglich. Geschieht dies nicht, bleibt der alte Vorstand bis zur Neuwahl auf einer zeitlich darauffolgenden 

Versammlung im Amt. Eine Wiederwahl soll nur zwei Mal ohne Unterbrechung möglich sein. Bei Ausfall 

oder Rücktritt eines Vorstandsmitgliedes erfolgt eine Nachwahl nur für die Mandatslegislaturperiode.  

Die Mitgliederversammlung lässt sich jährlich vom Vorstand über die wesentlichen Geschäftsvorgänge des 

Vereins inklusive der Vereinsfinanzen berichten. Die Mitgliederversammlung beschließt 

Satzungsänderungen. Diese bedürfen einer 2/3-Mehrheit der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder. 

Über wesentliche Satzungsänderungen wie Änderungen des Satzungszweckes beschließt die 

Mitgliederversammlung mit einer Stimmenmehrheit von 3/4 der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 

in offener Wahl.  

Die ordentliche Mitgliederversammlung tagt mindestens einmal jährlich. Sie wird vom Vorstand unter 

Angabe der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens zwei Wochen schriftlich einberufen. Die 

Einladung kann auch über geeignete digitale Medien in Textform erfolgen. Die Mitglieder haben das Recht, 

bis zu einer Woche vor einer ordentlichen Mitgliederversammlung eigene Tagesordnungspunkte oder 



 

Anträge dem Vorstand gegenüber schriftlich anzumelden. Die Mitgliederversammlung kann auf Beschluss 

des Vorstandes als Präsenzveranstaltung, als online-Veranstaltung oder als hybride Mischform (Präsenz 

und online) abgehalten werden.  

Die Mitgliederversammlung wird durch den/die Vorsitzende:n oder ein Vorstandsmitglied geleitet. Die 

Protokollführung obliegt der/m Schriftführer:in im Vorstand. Sie nimmt den Jahresbericht sowie die 

Rechnungsprüfung ab und entlastet den Vorstand nach Geschäftsjahren. Die Mitgliederversammlung kann 

den Vorstand vorzeitig abberufen. Hierzu bedarf es einer 2/3-Mehrheit der stimmberechtigten anwesenden 

Mitglieder auf einer außerordentlichen ordnungsgemäß einberufenen Mitgliederversammlung. Sie wählt 

zwei Rechnungsprüfer alle zwei Jahre. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand 

zeitnah einzuberufen, wenn mindestens 1/10 der Mitglieder der stimmberechtigten Mitgliederschaft es 

fordern. Der Wunsch sowie eine Begründung sind dem Vorstand schriftlich (ggf. auch via Mail) mitzuteilen. 

Das Beratungsthema ist anzugeben.   

Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das von dem Vorsitzenden 

(bzw. dem Leiter der Mitgliederversammlung) sowie von einem weiteren stimmberechtigten Mitglied der 

Versammlung zu zeichnen ist. Protokolle sollen der Mitgliedschaft in geeigneter Weise bekanntgegeben 

werden. Sie können auf der Website des Vereins publiziert werden. Protokolle sollen mindestens zehn 

Jahre aufbewahrt bleiben.  

§ 10 Beirat  

Der Vorstand kann einen Beirat berufen.  

Der Beirat besteht aus mindestens fünf, höchstens jedoch aus zehn Mitgliedern. Tätigkeiten im Vorstand 

und im Beirat schließen sich gegenseitig aus. In den Vorstand und in den Beirat können nur natürliche 

Personen gewählt werden. Sie sollen ordentliche Mitglieder des Vereins sein. Der Beirat berät den 

Vorstand. Die Mitglieder des Beirats sollen die Expertise des Vorstandes um denkmalbezogene Themen 

und Fachgewerke ergänzen. Der Vorstand beruft und entlässt die Mitglieder des Beirats. Der Beirat wird für 

jeweils drei Jahre parallel zur Mandatszeit des Vorstandes berufen. Der Beirat soll mindestens einmal 

jährlich mit dem Vorstand gemeinsam tagen. Es wird vom Vorstand einberufen.  

V. Schlussvorschriften  

 

§ 11 Schlussvorschriften 

 

Eine eigens für diesen Zweck einzuberufende außerordentliche Mitgliederversammlung kann mit 3/4 der 

abgegebenen Stimmen der anwesenden Mitglieder die Auflösung des Vereins beschließen. Diese 

Versammlung ist mindestens vier Wochen vor der Mitgliederversammlung allen Mitgliedern schriftlich 

mitzuteilen. Eine Zusendung via Mail ist möglich.  

Sind nicht 3/4 der Mitglieder anwesend, kann die Auflösung nach Ablauf eines Monats mit 2/3 der 

anwesenden Mitglieder auf einer weiteren außerordentlichen Versammlung beschlossen werden.   

 

§ 12  

Im Falle der Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zwecks ohne Bestimmung eines 

anderen steuerbegünstigten Zwecks fällt das Vermögen des Vereins an den Verein „Schleswig-

Holsteinischer Heimatbund“ (SHHB, Molfsee; www.heimatbund.de), der das Vermögen ausschließlich und 

unmittelbar für steuerbegünstigte gemeinnützige Zwecke im Sinne des § 1 dieser Satzung zu verwenden 

hat.  

 

Aktualisierter Satzungsentwurf der Satzung von 1978 vom 14. April 2026  

 
 

 


